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A. Bericht des Abgeordneten Held: 


1. Allgemeines 

Schon in der 1. Wahlperiode 1949 wurde dem 
Bundestag mit der Drucksache Nr. 4532 von der 
Fraktion der CDU/CSU der Entwurf eines Gesetzes 
zur vorläufigen Ordnung im Einzelhandel vor- 
gelegt. Der Entwurf konnte damals wegen Zeit- 
mangels, da er erst kurz vor Ablauf der Wahl- 
periode eingereicht wurde, nicht mehr abschließend 
behandelt werden. Den jetzt vorliegenden Initiativ- 
antrag der CDU/CSU-Fraktion vom 22. November 
1955 — Drucksache 1872 — hat der Bundestag in 
seiner 121. Sitzung am 16. Dezember 1955 dem 
Ausschuß für Sonderfragen des Mittelstandes als 
dem federführenden Ausschuß und den Ausschüs- 
sen für Wirtschaftspolitik sowie für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht zur Mitberatung überwiesen. 

Der Gesetzentwurf entspricht einem seit Jahren 
vom Einzelhandel vorgetragenen dringenden 
Wunsch, der von fast allen Parteien grundsätzlich 
als berechtigt anerkannt worden ist. Für den 
Einzelhandel besteht im Bundesgebiet kein einheit- 
licher Rechtszustand. In den Ländern des ehemali- 
gen amerikanischen Besatzungsgebietes wird auf 
Grund der Einführung völliger Gewerbefreiheit 
das Gesetz zum Schutze des Einzelhandels nicht 
mehr angewandt. In den Ländern des ehemaligen 
französischen und britischen Besatzungsgebiets 
gilt das Einzelhandelsschutzgesetz mit der Maßgabe 
weiter, daß nur noch persönliche Zuverlässigkeit 
und Sachkunde geprüft werden. Im Land Nieder- 
sachsen ist im Dezember 1948 ein eigenes Gewerbe- 
zulassungsgesetz in Kraft getreten, durch das für 
Niedersachsen das Einzelhandelsschutzgesetz außer 
Kraft gesetzt wurde. Bei dem jetzigen Rechtszu- 
stand ist es möglich, daß ein Einzelhändler, der in 
einem Land des ehemaligen amerikanischen Be- 
satzungsgebietes ein Geschäft unterhält oder 
unterhalten hat, in einem Land des ehemaligen 
britischen oder ehemaligen französischen Be- 
satzungsgebiets zum Einzelhandel nicht zuge- 
lassen wird. Bedenken gegen die Verfassungs- 
mäßigkeit des Einzelhandelsschutzgesetzes sind da- 


durch weitgehend ausgeräumt worden, daß das 
Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 
3. November 1955 — IC 15/53 — entschieden hat, 
in dem seit 1950 noch angewandten Umfange sei 
weder das Gesetz noch seine Durchführungsverord- 
nung verfassungswidrig. Eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts steht noch aus. In Über- 
einstimmung mit dem Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht hat es der Ausschuß nicht 
für vertretbar gehalten, eine Grundsatzentschei- 
dung dieses Gerichts, mit der in absehbarer Zeit 
nicht gerechnet werden kann, abzuwarten. Nach- 
dem das Plenum die in der Drucksache 3016 nieder- 
gelegte ausführliche Stellungnahme des Rechts- 
ausschusses zur Verfassungsmäßigkeit der Hand- 
werksordnung gebilligt hat, können verfassungs- 
rechtliche Bedenken nicht mehr zu einer Verzöge- 
rung in der Verabschiedung des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs führen. Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht hat auch rechtspolitische Be- 
denken gegen den Gesetzentwurf nicht mehr er- 
hoben. 

Nach Ansicht der Mehrheit des Ausschusses han- 
delt es sich bei dem vorliegenden Gesetzentwurf 
nicht um ein Schutzgesetz zugunsten des Einzel- 
handels. Das Gesetz fordert lediglich Sachkunde 
und persönliche Zuverlässigkeit, will aber keines- 
falls eine Sperrwirkung erzielen. Das Gesetz soll 
aber verhindern, daß durch eine schrankenlose Ge- 
werbefreiheit der Einzelhandel mehr und mehr zu 
einem Ausweichplatz und Versuchsfeld für geschei- 
terte Existenzen und für unlautere Elemente wird. 
Der Einzelhandel tritt dem Verbraucher ständig 
und am unmittelbarsten gegenüber. Unlautere 
Methoden einzelner Gewerbetreibender, die weder 
über die notwendige Sachkunde noch über die per- 
sönliche Zuverlässigkeit verfügen, können das zwi- 
schen Verbraucher und Einzelhandel erforderliche 
Vertrauensverhältnis empfindlich stören. Die Rege- 
lung der Berufsausübung für den Einzelhandel 
sollte daher auch im Interesse der Verbraucher be- 
sonders notwendig sein. Vom Gesetz wird weiter- 
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hin eine wesentliche Steigerung der Leistung und 
des Wettbewerbs im Einzelhandel erwartet. Die 
Rationalisierungsmaßnahmen können nur von 
Kaufleuten durchgeführt werden, die über die er- 
forderliche Sachkunde verfügen. 

Der Ausschuß hat sich auch eingehend mit den 
Argumenten befaßt, die gegen das Gesetz vorge- 
bracht worden sind und hat auch einigen dieser 
Argumente dadurch Rechnung getragen, daß er 
den Gesetzentwurf gegenüber der ursprünglichen 
Fassung in wesentlichen Punkten umgestaltet hat. 
So hat der Ausschuß lange und gründlich darüber 
beraten, ob der Anwendungsbereich des Gesetzes 
sich auch auf den Groß- und Außenhandel, auf die 
Handelsvertreter und den ambulanten Handel er- 
strecken solle. In Übereinstimmung mit der Stel- 
lungnahme des wirtschaftspolitischen Ausschusses 
hat er es jedoch für richtig gehalten, das Gesetz 
auf den Einzelhandel zu beschränken. Weiter ist es 
dem Ausschuß gelungen, für den Begriff des Ein- 
zelhandels eine Definition zu finden, die, wie es 
auch der wirtschaftspolitische Ausschuß vorgeschla- 
gen hatte, das Handwerk ausklammert. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat sich auch nicht 
der Ansicht anschließen können, die von der 
Minderheit vorgetragen wurde, das vorliegende 
Gesetz möge zugunsten einer allgemein in der Ge- 
werbeordnung zu treffenden Regelung der Berufs- 
ordnungen zurückgestellt werden. Der von der 
Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Vierten 
Bundesgesetzes zur Änderung der Gewerbeord- 
nung — Drucksache 2681 — sieht im § 35 nur die 
Möglichkeit der Untersagung eines schon bestehen- 
den Gewerbebetriebs vor. Die Mehrheit des Aus- 
schusses war der Ansicht, daß gerade beim Einzel- 
handel der Beginn der Berufsausübung im In- 
teresse der Leistungssteigerung und des Verbrau- 
cherschutzes einer gewissen Auslese unterworfen 
werden muß. Eine derartige Regelung kann aber 
nicht in der für alle Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft geltenden Gewerbeordnung erfolgen. 

II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Durch die Einfügung des Erfordernisses des „An- 
schaffens“ von Waren in die Definition des Einzel- 
handels soll erreicht werden, daß das Handwerk 
nicht unter die Begriffsbestimmung des Einzel- 
handels fällt. 

Absatz 2 Buchstabe b stellt gegenüber § 1 Nr. 2 
der alten Fassung nur eine redaktionelle Ände- 
rung dar, in welcher lediglich die Worte „oder auf 
Grund eines sonstigen Angebotes“ eingefügt wor- 
den sind, um keine Variante des Versandhandels 
auszulassen. 

Unter „offene Verkaufsstellen“ sind nach herr- 
schender Lehre in Literatur und Rechtsprechung 
zum Gewerberecht nur feste Stellen des Waren- 
verkaufs zu verstehen (vgl. Landmann-Rohmer, 
Gewerbeordnung, 10. Auflage 1952, § 41 a, Anmer- 
kung 2 d, Seite 457). 


Der § 1 Abs. 3 entspricht dem § 4 Abs. 1 der 
ersten Fassung in einer auf den Einzelhandel be- 
schränkten redaktionell geänderten Formulierung. 
Dem Vorschlag einer Minderheit, die Genossen- 
schaften überhaupt nicht zu erwähnen, konnte sich 
die Mehrheit des Ausschusses nicht anschließen. 
Die Einführung dieser Bestimmung in den § 1 als 
Absatz 3 entspricht der Gesetzessystematik, da auf 
diese Weise der Einzelhandelsbegriff geschlossen 
in einer einheitlichen Bestimmung definiert wird. 

Zu §§ 2 und 3 

Diese Bestimmungen konnten gestrichen werden, 
nachdem sich der Ausschuß entschlossen hatte, den 
Großhandel nicht in den Anwendungsbereich des 
Gesetzes einzubeziehen. 

Zu § 4 

Absatz 1 der alten Fassung ist als Absatz 3 in 
§ 1 der neuen Fassung übernommen worden. Der 
Absatz 2 ist gestrichen worden, um eine eventuelle 
in dieser Bestimmung zu sehende Legalisierung des 

Werks- und Behördenhandels zu vermeiden. 

Zu § 5 

Der Absatz 1 ist überflüssig geworden, da der 
Großhandel nicht erfaßt wird. Der Absatz 2 hat 
lediglich eine redaktionelle Änderung erfahren und 
ist sachlich ausgedehnt worden, um den „selbst 
marktenden Landwirt“ aus dem Anwendungs- 
bereich des Gesetzes auszuschließen. 

Zu § 6 

Diese Bestimmung konnte als überflüssig ge- 
strichen werden, nachdem sich das Gesetz nur auf 
den Einzelhandel bezieht. 


Zu §7 

Das im Entwurf vorgesehene Widerspruchsver- 
fahren der Verwaltungsbehörden erschien dem 
Ausschuß zu schwerfällig. Im Interesse einer ein- 
deutigen Formulierung und einer klaren Verwal- 
tungspraxis hat der Ausschuß daher nach dem 
Vorbild der auch bisher im Gewerberecht üblichen 
Regelung dem Verfahren einer gewerberechtlichen 
Zulassung den Vorzug gegeben. Hierdurch ergab 
sich die Notwendigkeit gewisser Umformulierun- 
gen, die jedoch sachlich gegenüber dem § 7 der 
ersten Fassung keine Änderungen enthalten. Ge- 
strichen worden ist lediglich der Absatz 5 des § 7 
erster Fassung, weil die hier vorgesehene Sonder- 
behandlung der unselbständigen Zweigstelle (im 
Gesetzentwurf „Zweigniederlassung“ genannt) der 
gesetzlichen Systematik widerspricht. Bei Beibehal- 
tung dieser Bestimmung wäre hier die Eröffnung 
einer Verkaufsstelle gleich behandelt worden wie 
der Zugang eines Bewerbers zum Einzelhandel. 
Hierfür bestand nach einstimmiger Auffassung des 
Ausschusses kein Bedürfnis. Im Absatz 6 ist als 
zweiter Satz eine Bestimmung eingefügt worden, 



die im Interesse der Verwaltungsvereinfachung 
das Nebeneinanderlaufen von zwei Erlaubnisver- 
fahren verhindern soll. 


Zu § 8 

Der sachliche Inhalt des Absatzes 1 ist nur insofern 
abgeändert worden, als es nicht mehr der obersten 
Landesbehörde für Wirtschaft überlassen bleiben 
soll, Prüfungen als gleichwertig anzuerkennen. Mit 
der Frage der Anerkennung anderer Prüfungen 
befaßt sich jetzt eingehend der neu eingefügte § 8 a. 

Eine besondere Sachkunde hat der Ausschuß nur 
bei Lebensmitteln, und entgegen der Empfehlung 
des Bundeswirtschaftsministeriums auch bei Arznei- 
mitteln und ärztlichen Hilfsmitteln — ausgenom- 
men aus amtsärztlich kontrollierten Drogenschrän- 
ken — für notwendig gehalten, weil mit dem Ver- 
kauf dieser Waren eine Gefährdung der Allgemein- 
heit verbunden sein kann. Hierbei wurde von einer 
Definition des Ausdrucks „ärztliche Hilfsmittel“ 
Abstand genommen. Der Abg. Lange hat sich in 
diesem Zusammenhang ausdrücklich gegen eine 
solche Sonderbehandlung ausgesprochen und die 
Ansicht vertreten, daß derartige Bestimmungen in 
das Lebensmittel- und Arzneimittelgesetz gehören. 
Eine Sonderregelung für Chemikalien und Gifte, 
wie sie der erste Entwurf vorsah, erschien hingegen 
nicht erforderlich. Der Verkehr mit Giften unter- 
liegt schon besonderen, vor allem landesrechtlichen 
gesetzlichen Bestimmungen. Die Chemikalien sind, 
soweit eine Sonderregelung notwendig erscheint, 
durch die Begriffe Arzneimittel und ärztliche Hilfs- 
mittel mit umfaßt. Außer der Umstellung der Num- 
mern 1 und 2 ist eine sachliche Änderung des Ab- 
satzes 2 nicht vorgenommen worden. Im Absatz 3 
ist im Gegensatz zum ersten Entwurf davon Ab- 
stand genommen worden, eine fünfjährige kauf- 
männische Tätigkeit „im Handel“ zu fordern. Hier- 
bei ist vor allem daran gedacht worden, daß auch 
eine kaufmännische Tätigkeit in der Industrie und 
im Handwerk als ausreichender Sachkundenach- 
weis angesehen werden muß. 

Im Absatz 4 ist aus verfassungsmäßigen Grün- 
den die Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse 
geregelt worden. 

Der Absatz 5 wird ebenfalls von der Regelung 
des neuen § 8 a mit umfaßt. 

Zu § 8 a 

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß bestimmte 
Prüfungen als Sachkundenachweis im Sinne des 
§ 8 Abs. 1 ausreichen. So insbesondere die Prü- 
fung als Diplom-Volkswirt, Diplom-Kaufmann und 
als Diplom-Handelslehrer, ferner die Meisterprü- 
fung in einem Handwerk. Der Ausschuß vertritt 
die Auffassung, daß dies der Bundesminister für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung bestimmen 
kann, wobei er darüber hinaus anordnen kann, daß 
entsprechend § 8 Abs. 1 neben den Prüfungen eine 
praktische Tätigkeit für den Sachkundenachweis 
erforderlich ist. Bei Handwerkszweigen, mit denen 


notwendiger- oder üblicherweise der Verkauf von 
Waren verbunden ist, soll als Sachkundenachweis 
grundsätzlich die Meisterprüfung genügen, ohne 
daß zusätzlich eine praktische Tätigkeit gefordert 
werden kann. Das gilt auch bei Ernährungshand- 
werken hinsichtlich des Sachkundenachweises für 
den Einzelhandel mit Lebensmitteln. Im übrigen 
war eine Konkretisierung der Ermächtigung des 
Bundesministers für Wirtschaft im Hinblick auf 
Artikel 80 GG notwendig. Die Beteiligung des 
Bundesministers des Innern ergab sich aus der zu 
regelnden Materie. Um die Möglichkeit landes- 
rechtlicher Sondervorschriften über die Anerken- 
nung weiterer Prüfungen, die in den einzelnen 
Bundesländern verschiedenartig gestaltet sind, 
nicht auszuschließen, soll der Bundesminister für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung seine Ermäch- 
tigung in diesem Umfang auf die Landesregierun- 
gen übertragen können. 


Zu § 9 

Durch die Abänderung des Widerspruchsverfah- 
rens in ein Erlaubnisverfahren (siehe § 7) ergab 
sich zwangsläufig eine Umstellung und wesentliche 
Vereinfachung dieser Bestimmung. Darüber hinaus 
ist der Ausschuß der Ansicht, daß gerade im In- 
teresse der kleinen und kleinsten Familienbetriebe 
des Einzelhandels, in welchen die Ehefrau mit- 
arbeitet, eine großzügigere Regelung angebracht 
ist. Der überlebende Ehegatte soll daher auf unbe- 
grenzte Zeit und die übrigen Erben sollen bis zur 
Dauer von fünf Jahren den Einzelhandelsbetrieb 
ohne Erlaubnis und ohne Stellvertreter weiter- 
führen können. Bei der Erwähnung des § 46 der 
Gewerbeordnung ist schon an die Fassung dieser 
Bestimmung in der Regierungsvorlage eines Vier- 
ten Bundesgesetzes zur Änderung der Gewerbe- 
ordnung — Drucksache 2681 — gedacht. 


Zu § 10 

Im Absatz 1 konnte die Nummer 1 gestrichen 
werden, nachdem durch die Neufassung der Be- 
griffsbestimmung Einzelhandel im § 1 schon das 
Handwerk insoweit ausgeklammert ist. Im übrigen 
sind die Änderungen gegenüber der ersten Fassung 
nur redaktioneller Natur. 


Zu § 10 a 

Zur Vermeidung von Zweifelsfragen in der 
Praxis hält der Ausschuß die Einfügung einer Be- 
stimmung für notwendig, die vorsieht, daß bisher 
schon bestehende Einzelhandelsbetriebe von der 
Neuregelung des Gesetzes nicht erfaßt werden. 

Zu § 11 

Die Änderungen gegenüber der Fassung des 
ersten Entwurfs sind nur redaktioneller Art. Die 
Bestimmung des Absatzes 4 konnte als überflüssig 
gestrichen werden. 



Zu § 11a 

Der Ausschuß vertritt die Meinung, daß das Ge- 
setz auch im Lande Berlin eingeführt werden 
sollte. Die Aufhebung weitergehender landesgesetz- 
licher Bestimmungen soll jedoch dem Lande Berlin 
selbst Vorbehalten bleiben. 


Zu § 12 

Diese Bestimmung mußte aus formellen Gründen 
in zwei Absätze aufgeteilt werden, da sowohl das 
niedersächsische als auch das bremische Gesetz 
(Nummern 6 und 7 der alten Fassung) nicht aufge- 
hoben, sondern nur insoweit nicht mehr ange- 
wandt werden sollen, als sie sich auf den Einzel- 
handel im Sinne dieses Gesetzes beziehen. 


Zu § 11 b 

Da im Saarland weitergehende Zulassungsvor- 
schriften bestehen, als sie der Gesetzentwurf vor- 
sieht, soll das Gesetz im Saarland erst nach Beendi- 
gung der Übergangszeit in Kraft treten. Auch in 
diesem Falle soll die Aufhebung der weitergehen- 
den saarländischen Bestimmungen der Landes- 
regierung überlassen bleiben. 


Zu § 13 

Keine Änderungen. 


Bonn, den 22. Juni 1957 


Held 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1872 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung mit der Überschrift 

„Entwurf eines Gesetzes über die Berufsausübung 
im Einzelhandel“ anzunehmen. 


Bonn, den 22. Juni 1957 

Der Ausschuß für Sonderfragen des Mittelstandes 


Stücklen 

Vorsitzender 


Held 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Berufsausübung im Handel 
- Drucksache 1872 - 

mit den Besciilüssen des Ausschusses 
für Sonderfragen des Mittelstandes 
(24. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Berufsausübung im Handel 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 

§ 1 

Einzelhandel betreibt, wer gewerbsmäßig 
zum Verkauf an jedermann 

1. in einer oder mehreren offenen Ver- 
kaufsstellen 

a) Waren feilhält oder 

b) Muster oder Proben zeigt, um Bestel- 
lungen entgegenzunehmen, oder 


2. Waren nach Katalog, Mustern oder Pro- 
ben in der Absicht anbietet oder anbie- 
ten läßt, sie dem Besteller zuzusenden 
(Versandhandel). 

siehe§4Abs. 1 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Berufsausübung im Einzelhandel 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Einzelhandel betreibt, wer gewerbs- 
mäßig Waren anschafft und sie unverändert 
oder nach im Einzelhandel üblicher Be- oder 
Verarbeitung in einer oder mehreren offenen 
Verkaufsstellen zum Verkauf an jedermann 
feilhält. 

(2) Einzelhandel betreibt auch, wer ge- 
werbsmäßig zum Verkauf an jedermann 

a) in einer oder mehreren offenen Verkaufs- 
stellen Muster oder Proben zeigt, um Be- 
stellungen auf Waren entgegenzunehmen, 
oder 

b) Waren versendet, die nach Katalog, Mu- 
stern, Proben oder auf Grund eines son- 
stigen Angebotes bestellt sind (Versand- 
handel). 

(3) Als Einzelhandel im Sinne von Ab- 
satz 1 und Absatz 2 gilt die Tätigkeit von 
Genossenschaften auch dann, wenn sie nicht 



E nt w u r f 


§ 2 

(1) Großhandel betreibt, wer gewerbsmäßig 
Waren im eigenen Namen für eigene oder 
fremde Rechnung einkauft und sie in dersel- 
ben Beschaffenheit oder nach vorangegange- 
ner, im Handel üblicher Be- oder V erarbeitung 
an Wiederverkäufer, Weiterverarbeiter, ge- 
werbliche V erbraucher oder Großverbraucher 
weiterverkauft, 

(2) Einzelhändler, die Waren auch an Wei- 
terverarbeiter, gewerbliche V erbraucher oder 
Großverbraucher, jedoch nicht an Wiederver- 
käufer verkaufen, sind insoweit nicht Groß- 
händler im Sinne dieses Gesetzes, 

§ 3 

Handel im Sinne dieses Gesetzes betreibt, 
wer eine Tätigkeit nach §§ 1 oder 2 ausübt, 

§ 4 

(1) Als Einzelhandel und als Großhandel 
gilt die Tätigkeit von Genossenschaften auch 
dann, wenn sie nicht auf Gewinnerzielung 
gerichtet ist oder ein Verkauf an jedermann 
nicht stattfindet. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten 
auch für Verwaltungen, öffentliche und pri- 
vate Betriebe, in denen Waren an Angehörige 
einer V erwaltung oder eines Betriebes ver- 
kauft werden. 


§ 5 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf den Ein- und Ausfuhrhandel keine An- 
wendung, 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind 
ferner nicht anzuwenden auf das Feilhalten 
von Waren im Marktverkehr sowie auf das 
Feilhalten von Waren und das Auf suchen 
von Bestellungen auf Waren, soweit es unter 
die V or Schriften des Titels III der Gewerbe- 
ordnung fällt. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

gewerbsmäßig betrieben wird und ein Ver- 
kauf nur an Mitglieder zum eigenen nicht- 
gewerblichen Verbrauch oder Gebrauch statt- 
findet. 

S 2 

entfällt 


§3 

entfällt 


§4 

entfällt hier 
siehe§lAbs. 3 


§ 3 

(1) entfällt 


Die Vorschriften dieses Gesetzes sind 
nicht anzuwenden auf das Feilhalten von 
Waren von Haus zu Haus oder auf öffent- 
lichen Wegen, Straßen oder Plätzen oder an 
anderen öffentlichen Orten sowie auf das 
Feilhalten von Waren im Marktverkehr. 


6 



E nt w u r f 

5 ^ 

Die Begriffsbestimmungen der §§ 1 und 2 
gelten nur für den sachlichen Anwendungs- 
bereich dieses Gesetzes. 

§ 7 

(1) Wer Handel betreiben will, hat dies 
der von der Landesregierung bestimmten 
Verwaltungsbehörde unter Angabe der Art 
des Handelsbetriebes anzuzeigen. 

(2) Die Verwaltungsbehörde muß inner- 
halb von drei Monaten nach Eingang der An- 
zeige dem Beginn des Handelsbetriebes wider- 
sprechen y wenn 

1. Tatsachen vorliegeny aus denen sich der 

Mangel der für die Leitung des Handels- 
betriebes erforderlichen Zuverlässigkeit 

a) des Inhabers des Handelsbetriebes, 

b) bei juristischen Personen oder Perso- 
ne nv er einigungen einer durch Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur 
Vertretung berufenen Person 

ergibt, 

2. der Anmelder nicht nachweist, daß 

a) der Inhaber des Handelsbetriebes, 

b) bei juristischen Personen oder Perso- 
ne nv er einigungen eine durch Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftvertrag zvtr 
Vertretung berufene Person 

die erforderliche Sachkunde besitzt. 

Hat der Inhaber des Handelsbetriebes eine 
andere Person mit der Leitung des Handels- 
betriebes beauftragt, so kann die V erwaltungs- 
behörde nur widersprechen, wenn die Vor- 
aussetzungen eines Widerspruchs in der Per- 
son des Beauftragten vorliegen. 

(3) Der Handelsbetrieb darf vor Ablauf 
der in Absatz 2 genannten Trist von drei 
Monaten nur begonnen werden, wenn die 
Verwaltungsbehörde dem Anmelder mitteilt, 
daß sie nicht widersprechen werde. Wider- 
spricht die Verwaltungsbehörde, so darf der 
Handelsbetrieb nur begonnen werden, wenn 
der Widerspruch zurück ge nommen oder seine 
Aufhebung durch gerichtliche Entscheidung 
unanfechtbar geworden ist. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

§6 

entfällt 


§ 7 

(1) Wer Einzelhandel im Sinne dieses Ge- 
setzes betreiben will, bedarf der Erlaubnis. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 


1. weder der Unternehmer noch eine zur 
Vertretung des Unternehmens gesetzlich 
berufene noch eine von dem Unterneh- 
mer mit der Leitung des Unternehmens 
beauftragte Person die erforderliche Sach- 
kunde nachweisen kann oder 


2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich der 
Mangel der für die Leitung des Unter- 
nehmens erforderlichen Zuverlässigkeit 
einer der in Nummer 1 genannten Per- 
sonen ergibt. 


(3) Die Erlaubnis ist für den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes wirksam. Sie ist für 
den Einzelhandel mit Waren aller Art, aus- 
genommen Lebensmittel im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Lebensmittelgesetzes, Arzneimit- 
tel und ärztliche Hilfsmittel — ausgenom- 
men aus amtsärztlich kontrollierten Drogen- 
schränken — oder für den Einzelhandel in 
einem dieser Warenzweige zu erteilen. Die 
Erlaubnis für den Einzelhandel in einem 
dieser Warenzweige schließt die Erlaubnis 
für den Einzelhandel mit anderen Waren 
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(4) Wer bereits befugt Handel betreibt 
und den Handelsbetrieb auf Lebensmittel^ 
Chemikalien — ausgenommen Markenartikel 
— , Arzneimittel oder Gifte ausdehnen will, 
hat die beabsichtigte Ausdehnung der Verwal- 
tungsbehörde anzuzeigen, Absätze 2 und 3 
sind entsprechend anzuwenden. 

(5) Wer eine Zweigniederlassung eröffnen 
willy hat dies der nach Absatz 1 zuständigen 
V erwaltungsbehörde anzuzeigen. Die Verwal- 
tungsbehörde kann der Eröffnung der Zweig- 
niederlassung innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der Anzeige widersprechen, 
wenn die Voraussetzungen eines Widerspruchs 
(Absatz 2) in der Person des Leiters der 
Zweigstelle vor liegen. Absätze 3 und 4 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(6) Rechtsvorschriften, nach denen der Be- 
ginn des Gewerbebetriebes von weiteren Vor- 
aussetzungen abhängig ist, bleiben unberührt. 


§ 8 

(1) Der erforderliche Nachweis der Sach- 
kunde für den Handel gilt vorbehaltlich der 
Regelung im Absatz 2 als erbracht, wenn eine 
Kaufmannsgehilfenprüfung oder eine von der 
obersten Landesbehörde für Wirtschaft als 
gleichwertig anerkannte Prüfung bestanden 
und danach eine praktische Tätigkeit im Han- 
del von mindestens zwei Jahren ausgeübt 
worden ist. 

(2) Für den Handel mit Lebensmitteln, 
Chemikalien — ausgenommen Markenartikel 
— , Arzneimitteln und Giften gilt der Nach- 
weis der Sachkunde als erbracht, wenn 


1. eine für den entsprechenden Warenzweig 
von der obersten Landesbehörde aner- 
kannte Prüfung abgelegt und danach eine 
praktische Tätigkeit von mindestens zwei 
Jahren In einem Handelsbetrieb des ent- 
sprechenden Warenzweiges ausgeübt wor- 
den ist oder 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

ein, für den nicht eine besondere Sadikunde 
gemäß § 8 Abs. 2 gefordert wird. 

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die für die Ertei- 
lung der Erlaubnis zuständige Verwaltungs- 
behörde zu bestimmen und das Verfahren zu 
regeln; sie kann diese Ermächtigung auf die 
obersten Landesbehörden übertragen. 

(5) entfällt 


(6) Rechtsvorsdiriften, nach denen der Be- 
ginn des Gewerbebetriebes von weiteren 
Voraussetzungen abhängig ist, bleiben unbe- 
rührt. Soweit nach diesen Rechtsvorschriften 
bereits eine Prüfung der Sachkunde und der 
Zuverlässigkeit stattfindet, ist eine Erlaubnis 
nach diesem Gesetz nidit erforderlich, 

§8 

(1) Den Nachweis der Sadikunde für den 
Einzelhandel hat erbracht, wer eine Kauf- 
mannsgehilfenprüfung bestanden und danach 
eine praktische Tätigkeit Im Handel von min- 
destens zwei Jahren ausgeübt hat. 


(2) Absatz 1 gilt nicht für den Einzelhan- 
del mit Lebensmitteln im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Lebensmittelgesetzes, mit Arznei- 
mitteln und ärztlichen Hilfsmitteln — ausge- 
nommen aus amtsärztlich kontrollierten 
Drogenschränken — . Den Nachweis der 
Sachkunde für den Einzelhandel in einem 
dieser Warenzweige hat erbracht, wer 
siche Nr. 2 
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2. nadi Ablegung der Kaufmannsgehilfen- 
prüfung eine praktische Tätigkeit von 
mindestens drei Jahren in einem Han- 
delsbetrieb des entsprechenden Waren- 
zweiges ausgeübt worden ist oder 
siehe Nr. 1 


3. die Voraussetzungen des Absatzes 3 für 
den entsprechenden W aremweig erfüllt 
worden sind. 

(3) Der erforderliche Nachweis der Sach- 
kunde im Sinne des Absatzes 1 gilt ferner 
als erhrachty wenn eine mindestens fünfjäh- 
rige kaufmännische Tätigkeit im Handel, da- 
von eine zweijährige leitende Tätigkeit, 
nachgewiesen wird. 

(4) Wer die Voraussetzungen der Absätze 1 
bis 3 nicht erfüllt, kann die Sachkunde für 
den Handel in einer besonderen Prüfung vor 
der von der höheren Verwaltungsbehörde 
errichteten und ihrer Aufsicht unterstehen- 
den Stelle nachweisen. 


(5) Die zur Durchführung der Absätze 1 
bis 4 erforderlichen Rechtsvorschriften erläßt 
der Bundesminister für Wirtschaft mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung. 

siehe § 8 Abs. 5 
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1. nach Ablegung der Kaufmannsgehilfen- 
prüfung eine praktische Tätigkeit von 
mindestens drei Jahren in einem Han- 
delsbetrieb des entspredienden Waren- 
zweiges ausgeübt hat oder 

2. eine für den Handel in dem entsprechen- 
den Warenzweig anerkannte Prüfung ab- 
gelegt und danach eine praktische Tätig- 
keit von mindestens zwei Jahren In 
einem Handelsbetrieb des entsprechen- 
den Warenzweiges ausgeübt hat oder 

3. die Voraussetzungen des Absatzes 3 für 
den entsprechenden Handelszweig erfüllt. 

(3) Die Sachkunde im Sinne des Absatzes 1 
besitzt ferner, wer eine mindestens fünfjäh- 
rige kaufmännische Tätigkeit, davon eine 
zweijährige leitende Tätigkeit, nachweisen 
kann. 

(4) Wer die Voraussetzungen der Absätze 1 
bis 3 nicht erfüllt, kann die Sachkunde für 
den Einzelhandel In einer besonderen Prü- 
fung vor der von der höheren Verwaltungs- 
behörde errichteten und ihrer Aufsicht 
unterstehenden Stelle nachweisen. Dies gilt 
audi für den Einzelhandel mit Lebensmit- 
teln, Arzneimitteln und ärztlichen Hilfsmit- 
teln im Sinne des § 7 Abs. 3. Die Prüfungs- 
ausschüsse müssen aus einem Vorsitzenden 
und mindestens zwei Beisitzern bestehen. Als 
Beisitzer sind zu gleichen Teilen selbständige 
Kaufleute des Einzelhandels und kaufmän- 
nische Angestellte des Einzelhandels zu be- 
stellen. Der Vorsitzende darf nicht im Ein- 
zelhandel tätig sein, muß aber über beson- 
dere Kenntnisse und Erfahrungen auf dem 
Gebiete des Einzelhandels verfügen. 

(5) entfällt hier 

siehe § 8 a 


§ 8 a 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung 

1. bestimmte Prüfungen als ausreichenden 
Sachkundenachweis im Sinne des § 8 
Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 anerkennen; er 
kann auch bestimmen, daß bei einzelnen 
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S 9 

(1) Ein Erbe des Inhabers eines Handelsbe- 
triebes kann den Handelsbetrieb weiterführen. 
Er hat der nach § 7 Abs. 1 zuständigen Ver- 
waltungsbehörde den Tag der Übernahme des 
Handelsbetriebes anzuzeigen. Die Verwal- 
tungsbehörde kann der Weiterführung des 
Handelsbetriebes nach Ablauf von zwei Jah- 
ren seit dem Tag der Übernahme widerspre- 
chen^ wenn die Voraussetzungen für einen 
Widerspruch nach ^ 7 Abs. 2 vorliegen. Der 
Widerspruch muß innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf der Zweijahresfrist erhoben wer- 
den. Der Handelsbetrieb ist einzustellen^ so- 
bald der Widerspruch unanfechtbar geworden 
ist. 

(2) Die Verwaltungsbehörde darf nicht wi- 
dersprechen, solange der Erbe noch keine Mög- 
lichkeit hatte, die nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 er- 
forderliche Sachkunde zu erwerben. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Nachlaß- 
verwalter, NaMaßpfleger und Testaments- 
vollstrecker. § 46 der Gewerbeordnung bleibt 
unberührt. 
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dieser Prüfungen noch eine zusätzliche 
praktische Tätigkeit nachzuweisen ist, 

2. Vorschriften darüber erlassen, welche Tä- 
tigkeiten als leitende im Sinne des § 8 
Abs. 3 anzusehen sind, 

3. weitere Vorschriften über die in § 8 
Abs. 4 vorgesehene Prüfung, insbesondere 
über die Errichtung von Prüfungsaus- 
schüssen sowie das Prüfungsverfahren und 
den Umfang der Anforderungen, die an 
den Prüfling zu stellen sind, erlassen, 

4. sonstige Vorschriften zur Durchführung 
des § 8 erlassen. 

Soweit die Zuständigkeit des Bundesministers 
des Innern berührt wird, kann die Rechts- 
verordnung nur im Einvernehmen mit die- 
sem erlassen werden, 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Er- 
mächtigung in dem durch Absatz 1 Nr. 1 be- 
stimmten Umfang auf die Landesregierungen 
übertragen und die Voraussetzungen bestim- 
men, unter denen die Landesregierungen von 
dieser Ermächtigung Gebrauch machen kön- 
nen. 

§9 

Nach dem Tode des Unternehmers darf 
der Einzelhandelsbetrieb ohne Erlaubnis 

1. von dem überlebenden Ehegatten auf un- 
begrenzte Zeit, 

2. von den Erben bis zur Dauer von fünf 
Jahren 

auch ohne einen Stellvertreter weitergeführt 
werden. Im übrigen gilt § 46 der Gewerbe- 
ordnung. 
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S 10 

(1) Der Pflidot zur Anzeige nach § 7 un- 
terliegt nichty wer ein stehendes Gewerbe, in 
dem Waren hergestellt, verarbeitet oder be- 
arbeitet werden, befugt betreibt und Waren 
vertreiben will, die 

1. in diesem Gewerbe hergestellt, ver- oder 
bearbeitet sind oder 

2. dazu dienen, in technischer Ergänzung die 
im eigenen Gewerbe hergestellten, ver- 
oder bearbeiteten Waren gebrauchs/errig 
zu machen oder zu erhalten oder 

3. . üblicherweise in Gewerbebetrieben die- 

ser Art als wirtschaftliche Ergänzung der 
dort hergestellten, ver- oder bearbeiteten 
Waren anzusehen sind. 

(2) Absatz 1 gilt entsprediend für Ge- 
werbetreibende, deren Tätigkeit in gewerb- 
lichen Leistungen besteht, wenn Waren ver- 
trieben werden, die mit gewerblichen Lei- 
stungen in wirtschaftlichem oder technischem 
Zusammenhang stehen oder üblicherweise zu 
diesen gewerblichen Leistungen gehören. 


S 11 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. einen Handelsbetrieb oder den Betrieb 
einer Zweigniederlassung unter Verlet- 
zung von § 7 Abs. 3 oder 6 beginnt, 

2r einen Handelsbetrieb unter Verletzung 
von § 9 weiterführt, 

3. einen Handelsbetrieb unter' Verletzung 
von § 7 Abs. 4 erweitert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 DM geahndet wer- 
den. 

(3) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
zulässig. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

S 10 

(1) Einer Erlaubnis nach § 7 bedarf nicht, 
wer ein stehendes Gewerbe, in dem Waren 
hergestiellt, ver- oder bearbeitet werden, be- 
fugt betreibt und Waren vertreiben will, die 

t 

1. entfällt 

2. dazu dienen, in technischer Ergänzung 
die im eigenen Gewerbe hergestellten, 
ver- oder bearbeiteten Waren gebrauchs- 
fähig zu machen öder zu erhalten, oder 

3. üblicherweise in Gewerbebetrieben dieser 
Art als wirtschaftliche Ergänzung der dort 
hergestellten ver- oder bearbeiteten Wa- 
ren angesehen werden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Ge- 
werbetreibende, deren Tätigkeit in gewerb- 
lichen Leistungen besteht, wenn Waren ver- 
trieben werden, die mit diesen Leistungen in 
wirtschaftlichem oder technischem Zusam- 
menhang stehen oder üblicherweise zu diesen 
Leistungen gehören. 

§ 10a 

Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Ein- 
zelhandel betreibt, bedarf keiner Erlaubnis 
nach § 7, Einer Erlaubnis für den Einzelhan- 
del mit Lebensmitteln, Arzneimitteln und 
ärztlichen Hilfsmitteln — ausgenommen aus 
amtsärztlich kontrollierten Drogenschrän- 
ken — bedarf jedoch, wer bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes den Handel in dem 
entsprechenden Warenzweig nicht betrieben 
hat. 

§ 11 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne die 
nach § 7 erforderliche Erlaubnis Einzelhandel 
betreibt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

(3) unverändert 
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(4) Oberste Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 66 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten ist die oberste Landesbehörde für 
Wirtschaft. 


S 12 

Folgende Rechtsvorschriften werden aufge- 
hoben: 

1. Das Gesetz zum Schutze des Einzelhan- 
dels vom 12. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 262), 


2. die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes zum Schutze des Einzelhandels 
vom 23. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 726), 

3. die Verordnung zur Beseitigung der 
Übersetzung im Einzelhandel vom 
16. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 498), 

4. die Erste Anordnung zur Durchführung 
der Verordnung zur Beseitigung der 
Übersetzung im Einzelhandel vom 
16. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 499), 

5. die Zweite Anordnung zur Durchfüh- 
rung der Verordnung zur Beseitigung der 
Übersetzung im Einzelhandel vom 23. De- 
zember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2504), 


6. der § 4 des Gesetzes über die Zulassung 
und Schließung von Gewerbebetrieben 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 
(4) entfällt 


§ 11 a 

Dieses Gesetz tritt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) In 
Berlin am 1. Januar 1961 in Kraft. 

S 11b 

Dieses Gesetz, gilt im Saarland erst vom 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutsdiland und der Französischen Republik 
zur Regelung der Saarfrage (Saarvertrag) 
vom 27, Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II 

5. 1587) an. 

S 12 

(1) Folgende Rechtsvorschriften werden 
aufgehoben: 

1. Das Gesetz zum Schutze des Einzelhan- 
dels vom 12. Mai 1933 Artikel I (Reichs- 
gesetzbl. I S. 262), in der Fassung der Ge- 
setze vom 15. Juli 1933, 27. Juni, 13. De- 
zember 1934 und vom 9. Mai 1935 
(Reichsgesetzbl. 1933 I S. 493; 1934 I 
S. 523, 1241; 1935 I S. 589), 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


(2) Folgende Rechtsvorschriften sind nicht 
mehr anzuwenden: 

1. Der § 4 des Niedersächsischen Gesetzes 
über die Zulassung und Schließung von 
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(Gewerbezulassungsgesetz) vom 29. Dezem- 
ber 1948 (Nieders. GVBL S. 188), 


7. der § 2 der Zweiten Durchführungsver- 
ordnung zum Übergangsgesetz zur Rege- 
lung der Gewerbefreiheit vom 14. Fe- 
bruar 1949 (Brem. GBL S. 31), soweit er 
sich auf den Einzelhandel (§2 dieses Ge- 
setzes) und auf den Großhandel (§3 die- 
ses Gesetzes) bezieht. 

§ f3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Gewerbebetrieben (Gewerbezulassungsge- 
setz) vom 29. Dezember 1948 (Nieder- 
sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 188), soweit er sich auf den Einzelhan- 
del im Sinne dieses Gesetzes bezieht, 

2. der § 2 der Zweiten Durchführungsver- 
ordnung zum Bremischen Übergangsge- 
setz zur Regelung der Gew'erbefreiheit 
vom 14. Februar 1949 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 31), soweit 
er sich auf den Einzelhandel im Sinne 
dieses Gesetzes bezieht. 

§ 13 

unverändert 
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